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I

(Viröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1766/95 DER KOMMISSION
vom 21 . Juli 1995

zur Festsetzung der landwirtschaftlichen Umrechnungskurse

Infolge der vom 14. bis 23 . Juli 1995 festgestellten
Wechselkurse müssen für die dänische Krone und die
spanische Peseta neue landwirtschaftliche Umrechnungs­
kurse festgesetzt werden .

Gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
1068 /93 wird ein im voraus festgesetzter landwirtschaft­
licher Umrechnungskurs berichtigt, wenn er um mehr als
4 Prozentpunkte von dem Umrechnungskurs abweicht,
der am Tag des maßgeblichen Tatbestands gilt . Der im
voraus festgesetzte landwirtschaftliche Umrechnungskurs
wird in diesem Fall dem geltenden Kurs bis auf 4
Prozentpunkte angenähert. Es sollte der Kurs festgelegt
werden , der den im voraus festgesetzten landwirtschaft­
lichen Umrechnungskurs ersetzt —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen­
denden Umrechnungskurse ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 150/95 (2), insbesondere auf Artikel
3 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die landwirtschaftlichen Umrechnungskurse wurden mit
der Verordnung (EG) Nr. 1726/95 der Kommission (3)
festgesetzt.

Nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 wird
der landwirtschaftliche Umrechnungskurs einer Währung
vorbehaltlich der Anwendung von Bestätigungsfristen
geändert, wenn die Abweichung gegenüber dem repräsen­
tativen Marktkurs eine bestimmte Schwelle überschreitet.

Die repräsentativen Marktkurse werden für Basisreferenz­
zeiträume bestimmt, gegebenenfalls für Bestätigungsfri­
sten gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1068/93
der Kommission vom 30. April 1993 mit Durchführungs­
vorschriften für die Bestimmung und Anwendung der im
Agrarsektor verwendeten Umrechnungskurse (4), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1053/95 (*).
Uberschreitet der absolute Wert der Differenz zwischen
den auf der Grundlage des Durchschnitts der Ecu-Kurse
an drei aufeinanderfolgenden Börsentagen berechneten
Abweichungen zweier mitgliedstaatlicher Währungen 6
Prozentpunkte, werden die repräsentativen Marktkurse
nach Absatz 2 des genannten Artikels unter Zugrundele­
gung von drei berücksichtigten Tagen berichtigt.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die landwirtschaftlichen Umrechnungskurse sind in
Anhang I festgesetzt.

Artikel 2

In dem in Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr.
1068/93 genannten Fall wird der im voraus festgesetzte
landwirtschaftliche Umrechnungskurs ersetzt durch den
Ecu-Kurs gemäß Anhang II,
— Tabelle A, wenn der letztere größer als der im voraus

festgesetzte Kurs ist,
oder

— Tabelle B, wenn der letztere kleiner als der im voraus
festgesetzte Kurs ist.

Artikel 3

Die Verordnung (EG) Nr. 1726/95 wird aufgehoben.

Artikel 4
(') ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12 . 1992, S. 1 .
0 ABl. Nr. L 22 vom 31 . 1 . 1995, S. 1 .
0 ABl. Nr. L 163 vom 14. 7. 1995, S. 27 .
(4) ABl . Nr. L 108 vom 1 . 5 . 1993, S. 106.
0 ABL Nr. L 107 vom 12. 5 . 1995, S. 4. Diese Verordnung tritt am 24. Juli 1995 in Kraft.



Nr. L 172/2 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 22. 7. 95

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 21 . Juli 1995

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

ANHANG I

Landwirtschaftliche Umrechnungskurse

1 ECU = 39,5239 belgische/luxemburgische Franken
7,49997 dänische Kronen
1,90616 Deutsche Mark

302,927 griechische Drachmen
198,202 portugiesische Escudos
6,61023 französische Franken
5,88000 finnische Mark
2,14021 niederländische Gulden
0,829498 irische Pfund

2 248,15 italienische Lire
13,4084 österreichische Schillinge
165,198 spanische Peseten
9,91834 schwedische Kronen
0,843954 Pfund Sterling

ANHANG II

Im voraus festgesetzte und angepaßte landwirtschaftliche Umrechnungskurse

Tabelle A Tabelle B

1 ECU = 38,0038 belgische/luxemburgische Franken 1 ECU = 41,1707 belgische/luxemburgische Franken
7,21151 dänische Kronen 7,81247 dänische Kronen
1,83285 Deutsche Mark 1,98558 Deutsche Mark

291,276 griechische Drachmen 315,549 griechische Drachmen
190,579 portugiesische Escudos 206,460 portugiesische Escudos
6,35599 französische Franken 6,88566 französische Franken
5,65385 finnische Mark 6,12500 finnische Mark
2,05789 niederländische Gulden 2,22939 niederländische Gulden
0,797594 irische Pfund 0,864060 irische Pfund

2 161,68 italienische Lire 2 341,82 italienische Lire
12,8927 österreichische Schillinge 13,9671 österreichische Schillinge
158,844 spanische Peseten 172,081 spanische Peseten
9,53687 schwedische Kronen 10,3316 schwedische Kronen
0,811494 Pfund Sterling 0,879119 Pfund Sterling
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ÄNDERUNG DER VERFAHRENSORDNUNG DES GERICHTS ERSTER INSTANZ
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

vom 6. Juli 1995

DAS GERICHT ERSTER INSTANZ DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

aufgrund des Artikels 168a des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft,

aufgrund des Artikels 32d des Vertrages über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl ,

aufgrund des Artikels 140a des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft,

aufgrund des am 17. April 1957 in Brüssel unterzeichneten Protokolls über die Satzung des
Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere des Artikels 46 in der Fassung des
Beschlusses des Rates vom 6. Juni 1995 (ABl. Nr. L 131 vom 15. 6 . 1995, S. 33),

aufgrund des Beschlusses 88/59 1 /EGKS, EWG, Euratom des Rates vom 24. Oktober 1988 zur
Errichtung eines Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften (ABl. Nr. L 319 vom
25. 11 . 1988 , S. 1 ) in der Fassung des Beschlusses 93/350/Euratom, EGKS, EWG des Rates vom
8 . Juni 1993 (ABl . Nr. L 144 vom 16. 6 . 1993 , S. 21 ) und geändert durch den Beschluß 94/149/
EGKS, EG des Rates vom 7. März 1994 (ABl. Nr. L 66 vom 10 . 3 . 1994, S. 29) sowie die Akte
über den Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens,

im Einvernehmen mit dem Gerichtshof,

mit einstimmiger Genehmigung des Rates, die am 6. Juni 1995 erteilt worden ist,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Den Besonderheiten der Rechtsstreitigkeiten über die Rechte des geistigen Eigentums, für deren
Entscheidung das Gericht insbesondere nach Artikel 63 der Verordnung (EG) Nr. 40/94 des
Rates vom 20 . Dezember 1993 über die Gemeinschaftsmarke (ABl . Nr. Lll vom 14. 1 . 1994, S.
1 ) und nach Artikel 73 der Verordnung (EG) Nr. 2100/94 des Rates vom 27. Juli 1994 über den
gemeinschaftlichen Sortenschutz (ABl. Nr. L 227 vom 1 . 9 . 1994, S. 1 ), zuständig ist, sollte durch
besondere Verfahrensvorschriften Rechnung getragen werden .

Der Bereich des geistigen Eigentums weist die Besonderheit auf, daß es sich um Streitigkeiten
zwischen privaten Beteiligten handelt ; daher sind besondere Vorschriften für die prozessualen
Rechte der Streithelfer und die Verwendung der Sprachen durch die privaten Beteiligten im
Verfahren vor dem Gericht unter Einhaltung der allgemeinen Sprachenregelung der Gemein­
schaft festzulegen —

ERLASST FOLGENDE ÄNDERUNGEN SEINER VERFAHRENSORDNUNG :

Artikel 1

Die Verfahrensordnung des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften, erlassen
am 2. Mai 1991 (ABl . Nr. L 136 vom 30 . 5 . 1991 , S. 1 ) und geändert am 15. September 1994
(ABl . Nr. L 249 vom 24. 9 . 1994, S. 17) sowie am 17 . Februar 1995 (ABl . Nr. L 44 vom 28 . 2.
1995, S. 64), wird wie folgt geändert :

1 . Nach Artikel 129 wird folgender neuer Titel eingefügt :
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„ VIERTER TITEL

RECHTSSTREITIGKEITEN BETREFFEND DIE RECHTE DES GEISTIGEN EIGENTUMS

Artikel 130

§ 1

Vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen dieses Titels
gelten für Klagen gegen das Harmonisierungsamt für den
Binnenmarkt (Marken , Muster und Modelle) und gegen
das Sortenamt der Gemeinschaft (nachstehend : Amt), die
die Anwendung der Vorschriften im Rahmen einer Rege­
lung über das geistige Eigentum betreffen, die Bestim­
mungen dieser Verfahrensordnung.

§ 2

Die Bestimmungen dieses Titels gelten nicht für Klagen
gegen das Amt, denen kein Verfahren vor einer
Beschwerdekammer vorausgegangen ist .

Artikel 131

§ 1

Die Klageschrift ist in einer der in Artikel 35 § 1
genannten Sprachen abzufassen, die vom Kläger gewählt
wird.

§ 2

Die Sprache, in der die Klageschrift abgefaßt ist, wird
Verfahrenssprache, wenn der Kläger die einzige Partei des
Verfahrens vor der Beschwerdekammer war oder wenn
dem keine andere Partei dieses Verfahrens innerhalb
einer vom Kanzler nach Einreichung der Klageschrift
hierfür gesetzten Frist widerspricht .
Teilen die Parteien des Verfahrens vor der Beschwerde­
kammer dem Kanzler innerhalb dieser Frist mit, daß sie
sich auf eine der in Artikel 35 § 1 genannten Sprachen als
Verfahrenssprache geeinigt haben, so wird diese Sprache
Verfahrenssprache vor dem Gericht.

Im Falle eines Widerspruchs gegen die vom Kläger
gewählte Verfahrenssprache innerhalb der vorerwähnten
Frist und in Ermangelung einer Einigung zwischen den
Parteien des Verfahrens vor der Beschwerdekammer wird
diejenige Sprache Verfahrenssprache, in der die in Frage
stehende Anmeldung beim Amt eingereicht worden ist.
Stellt der Präsident auf den begründeten Antrag einer
Partei hin und nach Anhörung der anderen Parteien
jedoch fest, daß bei Gebrauch dieser Sprache nicht alle
Parteien des Verfahrens vor der Beschwerdekammer dem
Verfahren folgen und ihre Verteidigung wahrnehmen
können und daß nur durch Verwendung einer anderen
der in Artikel 35 § 1 genannten Sprachen hierfür Abhilfe
geschaffen werden kann, so kann er diese Sprache als
Verfahrenssprache bestimmen ; der Präsident kann das
Gericht mit dieser Frage befassen .

§ 3

In den Schriftsätzen und sonstigen Schreiben, die beim
Gericht eingereicht werden , sowie während der münd­
lichen Verhandlung können sich der Kläger der von ihm
gemäß § 1 gewählten Sprache und jede andere Partei

einer Sprache bedienen, die sie unter den in Artikel 35
§ 1 genannten Sprachen wählt.

§ 4

Wird nach § 2 eine andere Sprache als diejenige, in der
die Klageschrift abgefaßt ist, Verfahrenssprache, so veran­
laßt der Kanzler die Ubersetzung der Klageschrift in die
Verfahrenssprache .

Jede Partei hat innerhalb einer dafür vom Kanzler
gesetzten angemessenen Frist Übersetzungen der von ihr
gemäß § 3 in einer anderen Sprache als der Verfahrens­
sprache eingereichten sonstigen Schriftsätze oder
Schreiben in die Verfahrenssprache einzureichen. Die
Zuverlässigkeit dieser Ubersetzungen, die im Sinne von
Artikel 37 verbindlich sind, muß von der Partei , die sie
vorlegt, beglaubigt werden . Werden die Ubersetzungen
nicht fristgerecht eingereicht, so ist der Schriftsatz oder
das Schreiben aus der Akte zu entfernen .

Der Kanzler sorgt dafür, daß alle mündlichen Äuße­
rungen während der mündlichen Verhandlung in die
Verfahrenssprache und auf Antrag einer Partei in eine
andere von ihr gemäß § 3 verwendete Sprache übersetzt
werden .

Artikel 132

§ 1

Unbeschadet des Artikels 44 muß die Klageschrift die
Namen aller Parteien des Verfahrens vor der Beschwerde­
kammer und die Anschriften enthalten, die diese Parteien
für die Zwecke der in diesem Verfahren vorzunehmenden
Zustellungen angegeben haben .

Die angefochtene Entscheidung der Beschwerdekammer
ist der Klageschrift beizufügen . Das Datum der Zustel­
lung dieser Entscheidung an den Kläger ist anzugeben .

§ 2
Entspricht die Klageschrift nicht § 1 , so findet Artikel 44
§ 6 entsprechende Anwendung.

Artikel 133

§ 1
Der Kanzler unterrichtet das Amt und alle Parteien des
Verfahrens vor der Beschwerdekammer von der Einrei­
chung der Klageschrift. Er stellt die Klageschrift nach
Festlegung der Verfahrenssprache gemäß Artikel 131 § 2
zu .

§ 2
Die Klageschrift wird dem Amt als Beklagtem und den
neben dem Kläger am Verfahren vor der Beschwerde­
kammer beteiligten Parteien zugestellt. Die Zustellung
erfolgt in der Verfahrenssprache . .

Die Zustellung der Klageschrift an eine Partei des Verfah­
rens vor der Beschwerdekammer erfolgt auf dem Postweg
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neten Streithelfer, ergänzt werden, wenn der Präsident
dies auf einen begründeten Antrag hin, der binnen zwei
Wochen nach Zustellung der Klagebeantwortungen oder
der Erwiderungen gestellt wird, für erforderlich hält und
gestattet, um es der betroffenen Partei zu ermöglichen,
ihren Standpunkt zu Gehör zu bringen.

Der Präsident bestimmt die Frist für die Einreichung
dieser Schriftsätze .

§ 3

Unbeschadet der vorstehenden Bestimmungen können in
den Fällen des Artikels 134 § 3 die anderen Parteien
innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Zustellung
der Klagebeantwortung an sie einen Schriftsatz
einreichen, der auf die Beantwortung der Anträge und
Angriffs- und Verteidigungsmittel beschränkt ist, die erst­
mals in der Klagebeantwortung eines Streithelfers gestellt
und vorgebracht worden sind. Die Frist kann vom Präsi­
denten auf begründeten Antrag der betreffenden Partei
hin verlängert werden .

§ 4
Die Schriftsätze der Parteien können den vor der
Beschwerdekammer verhandelten Streitgegenstand nicht
ändern .

Artikel 136

§ 1

Wird einer Klage gegen eine Entscheidung einer
Beschwerdekammer stattgegeben, so kann das Gericht
beschließen, daß das Amt nur seine eigenen Kosten trägt.

§ 2
Die Aufwendungen der Parteien , die für das Verfahren vor
der Beschwerdekammer notwendig waren , sowie die
Kosten, die durch die Einreichung der in Artikel 131 § 4
Absatz 2 vorgesehenen Übersetzungen der Schriftsätze
oder Schreiben in die Verfahrenssprache entstehen, gelten
als erstattungsfähige Kosten .

Werden fehlerhafte Übersetzungen eingereicht, so findet
Artikel 87 § 3 Absatz 2 Anwendung."
2. Artikel 130 wird Artikel 137.

Artikel 2

Diese Änderungen sind in den in Artikel 35 § 1
genannten Sprachen verbindlich und werden im Amts­
blatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. Sie
treten am ersten Tag des zweiten Monats nach ihrer
Veröffentlichung in Kraft.

Geschehen zu Luxemburg am 6. Juli 1995 .

Der Kanzler Der Präsident

durch Einschreiben mit Rückschein an die Anschrift, die
die betroffene Partei für die Zwecke der im Verfahren vor
der Beschwerdekammer vorzunehmenden Zustellungen
angegeben hat.

§ 3
Unmittelbar nach Zustellung der Klageschrift übermittelt
das Amt dem Gericht die Akten des Verfahrens vor der
Beschwerdekammer.

Artikel 134

§ 1
Die Parteien des Verfahrens vor der Beschwerdekammer
mit Ausnahme des Klägers können sich als Streithelfer
am Verfahren vor dem Gericht beteiligen .

§ 2
Die in § 1 bezeichneten Streithelfer verfügen über
dieselben prozessualen Rechte wie die Parteien.
Sie können die Anträge einer Partei unterstützen, und sie
können Anträge stellen und Angriffs- und Verteidigungs­
mittel vorbringen, die gegenüber denen der Parteien
eigenständig sind.

§ 3
Ein in § 1 bezeichneter Streithelfer kann in seiner gemäß
Artikel 135 § 1 eingereichten Klagebeantwortung Anträge
stellen, die auf Aufhebung oder Abänderung der
Entscheidung der Beschwerdekammer in einem in der
Klageschrift nicht geltend gemachten Punkt gerichtet
sind, und Angriffs- und Verteidigungsmittel vorbringen,
die in der Klageschrift nicht geltend gemacht worden
sind .

Derartige in der Klagebeantwortung gestellte Anträge
oder vorgebrachte Angriffs- und Verteidigungsmittel
werden gegenstandslos, wenn die Klage zurückgenommen
wird.

§ 4
Abweichend von Artikel 122 gelten die Bestimmungen
über das Versäumnisverfahren nicht, wenn ein in § 1 des
vorliegenden Artikels bezeichneter Streithelfer die Klage­
schrift form- und fristgerecht beantwortet hat.

Artikel 135

§ 1
Das Amt und die in Artikel 134 § 1 bezeichneten Streit­
helfer können innerhalb einer Frist von zwei Monaten
nach Zustellung der Klageschrift Klagebeantwortungen
einreichen.

Artikel 46 findet auf die Klagebeantwortungen entspre­
chende Anwendung.

§ 2
Die Klageschrift und ,die Klagebeantwortungen können
durch Erwiderungen und Gegenerwiderungen der
Parteien, einschließlich der in Artikel 134 § 1 bezeich­ H. JUNG J. L. DA CRUZ VILACA
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RICHTLINIE 95/35/EG DER KOMMISSION

vom 14. Juli 1995
zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen

von Pflanzenschutzmitteln

(Text von Bedeutung für den EWR)

Regelung sollte auch für die in der genannten Richtlinie
bereits vorgesehenen Abweichungen von der GLP gelten .
Für den Fall , daß es sich um Wirkstoffe handelt, die zwei
Jahre nach Bekanntmachung der Richtlinie 91 /414/EWG
in den Verkehr gebracht wurden, sollten unter Einhaltung
mehrerer Vorsichtsmaßnahmen vorläufige Ausnahmen
zugelassen werden. Es ist jedoch nicht erforderlich, solche
Ausnahmen für Wirkstoffe vorzusehen, die zwei Jahre
nach der Bekanntmachung der genannten Richtlinie
noch nicht im Verkehr waren .

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für Pflanzenschutz —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 91 /414/EWG des Rates vom
15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzen­
schutzmitteln ('), zuletzt geändert durch die Richtlinie
94/79/EG der Kommission (2), insbesondere auf Artikel
18 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe :

In den Anhängen II und III der Richtlinie 91 /414/EWG
sind die Anforderungen an die Unterlagen festgelegt, die
dem Antrag auf Aufnahme eines Wirkstoffes in Anhang I
bzw. auf Zulassung eines Pflanzenschutzmittels beizu­
fügen sind.

In den Anhängen II und III der Richtlinie 91 /414/EWG
sind für die Antragsteller möglichst genaue Angaben zu
den verlangten Informationen zu machen. So ist z . B. fest­
zulegen, unter welchen Umständen und Bedingungen
und nach welchen technischen Vorschriften bestimmte
Daten gewonnen werden müssen . Diese Bestimmungen
sollten so rasch wie möglich eingeführt werden, damit
sich die Antragsteller bei der Vorbereitung ihrer Unter­
lagen danach richten können.

In den Einleitungen zu den Anhängen II und III der
Richtlinie 91 /414/EWG wird auf die Anforderung hinge­
wiesen, die gemäß der Guten Laborpraxis (GLP) bei
Untersuchungen zum Erhalt von Angaben über Eigen­
schaften und/oder die Unbedenklichkeit der Substanzen
und Zubereitungen für die Umwelt einzuhalten sind. Aus
diesem Grund sollte die GLP unbeschadet von Artikel 9
Absatz 1 dritter Unterabsatz der Richtlinie 91 /414/EWG
grundsätzlich auch für Rückstandsuntersuchungen gelten,
insbesondere wenn diese für die Erstellug von Unterlagen
erforderlich sind, die zur Eintragung von Wirkstoffen in
Anhang I der genannten Richtlinie benötigt werden .

In mehreren Mitgliedstaaten hat sich jedoch herausge­
stellt, daß die Voraussetzungen noch nicht vorliegen, die
zur Anwendung der GLP bei der Rückstandsuntersu­
chung von pflanzlichen Erzeugnissen, Nahrungs- und
Futtermitteln erforderlich sind. Anderseits sollte in
Mitgliedstaaten, in denen die GLP bereits angewandt
wird, von den betreffenden Voraussetzungen für die auf
ihrem Gebiet durchgeführten Versuche weiterhin
Gebrauch gemacht werden können. Diese grundsätzliche

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Die Anhänge II und III der Richtlinie 91 /414/EWG
werden nach Maßgabe des Anhangs dieser Richtlinie
geändert.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis
zum 30. Juni 1996 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich hiervon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in diesen selbst oder durch einen Hinweis bei
der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Sie regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme .

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am 1 . Juli 1995 in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 14. Juli 1995

Für die Kommission

Ritt BJERREGAARD

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 230 vom 19 . 8 . 1991 , S. 1 .
(2 ABl . Nr. L 354 vom 31 . 12. 1994, S. 16 .
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ANHANG

Die Anhänge II und III der Richtlinie 91 /414/EWG werden wie folgt geändert :

1 . Anhang II wird wie folgt geändert :
a) In der Einleitung erhält Ziffer 2.2 folgende Fassung :

„2.2. Abweichend von Ziffer 2.1 können die Mitgliedstaaten vorsehen, daß auf ihrem Gebiet durchge­
führte Versuche und Analysen zur Gewinnung von Daten über die Eigenschaften der Substanzen
und/oder die Unbedenklichkeit für Honigbienen und andere Nutzarthropoden von amtlichen
oder amtlich anerkannten Versuchseinrichtungen oder -Organisationen unternommen werden ,
die zumindest den Anforderungen der Ziffern 2.2 und 2.3 der Einleitung zu Anhang III genügen .
Diese Ausnahmeregelung gilt für Versuche, die spätestens am 31 . Dezember 1999 tatsächlich
beginnen."

b) In der Einleitung wird folgende Ziffer 2.3 angefügt :
„2.3 . Abweichend von Ziffer 2.1 können die Mitgliedstaaten vorsehen, daß auf ihrem Gebiet gemäß

Abschnitt 6 „Rückstände in oder auf behandelten Erzeugnissen, Lebensmitteln und Futtermit­
teln" durchgeführte überwachte Rückstandsuntersuchungen, bei denen Pflanzenschutzmittel
verwendet werden, die Wirkstoffe enthalten, welche spätestens zwei Jahre nach Bekanntmachung
der Richtlinie in den Verkehr gebracht worden sind, von amtlichen oder amtlich anerkannten
Versuchseinrichtungen oder -Organisationen unternommen werden, die zumindest den Anforde­
rungen der Ziffern 2.2 und 2.3 der Einleitung zu Anhang III genügen.
Diese Ausnahmeregelung gilt für überwachte Rückstandsuntersuchungen, die spätestens am 31 .
Dezember 1997 tatsächlich beginnen ."

2. Anhang III wird wie folgt geändert :
a) In der Einleitung erhält Ziffer 2.4 folgende Fassung :

„2.4. Abweichend von Ziffer 2.1 können die Mitgliedstaaten die Bestimmungen der Ziffern 2.2 und
2.3 auch auf Versuche und Analysen anwenden, die auf ihrem Gebiet zur Gewinnung von Daten
über die Eigenschaften und/oder die Unbedenklichkeit der Zubereitungen für Honigbienen und
andere Nutzarthropoden durchgeführt werden und spätestens am 31 . Dezember 1999 tatsächlich
beginnen."

b) In der Einleitung wird folgende Ziffer 2.5 eingefügt :
„2.5. Abweichend von Ziffer 2.1 können die Mitgliedstaaten die Bestimmungen der Ziffern 2.2 und

2.3 auch auf in ihrem Gebiet gemäß Abschnitt 8 „Rückstände in oder auf behandelten Erzeug­
nissen, Lebens- und Futtermitteln" durchgeführte, überwachte Rückstandsuntersuchungen
anwenden , in denen Pflanzenschutzmittel verwendet werden, die Wirkstoffe enthalten, welche
spätestens zwei Jahre nach Bekanntmachung der Richtlinie in den Verkehr gebracht worden
sind, wobei diese Untersuchungen jedoch spätestens am 31 . Dezember 1997 tatsächlich beginnen
müssen ."
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RICHTLINIE 95/36/EG DER KOMMISSION

vom 14. Juli 1995
zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen von Pflan

zenschutzmitteln

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 91 /414/EWG des Rates vom
15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzen­
schutzmitteln ('), zuletzt geändert durch die Richtlinie
95/35/EG der Kommission (2), insbesondere auf Artikel
18 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Anhänge II und III der Richtlinie 91 /414/EWG
enthalten die Anforderungen an die Unterlagen zum
Antrag auf Aufnahme eines Wirkstoffs in Anhang I bzw.
zum Antrag auf Zulassung eines Pflanzenschutzmittels.

In den Anhängen II und III der Richtlinie 91 /414/EWG
muß den Antragstellern so genau wie möglich vermittelt
werden, welche Informationen über Umstände, Bedin­
gungen und technische Protokolle der Erhebung
bestimmter Daten im einzelnen von ihnen verlangt
werden . Diese Bestimmungen sollten, sobald sie
vorliegen , eingeführt werden, damit die Antragsteller sie
bei der Ausarbeitung der Unterlagen nutzen können .

Zu den Daten über Verbleib und Verhalten des Wirk­
stoffs in der Umwelt gemäß Anhang II Teil A Nummer 7
können mittlerweile genauere Anforderungen gestellt
werden .

Auch zu den Daten über Verbleib und Verhalten des
Pflanzenschutzmittels in der Umwelt gemäß Anhang III
Teil A Nummer 9 können nun genauere Anforderungen
gestellt werden.

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Bestimmungen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für Pflanzenschutz —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Die Richtlinie 91 /414/EWG wird wie folgt geändert :
1 . In Anhang II Teil A erhält Nummer „7 Verbleib und
Verhalten in der Umwelt" die Fassung des Anhangs I
dieser Richtlinie .

2 . In Anhang III Teil A erhält Nummer „9 Verbleib und
Verhalten in der Umwelt" die Fassung des Anhangs II
dieser Richtlinie .

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen die erfor­
derlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser
Richtlinie spätestens am 30 . April 1996 nachzukommen .
Sie unterrichten die Kommission unverzüglich davon .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzel­
heiten der Bezugnahme.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am 1 . Juli 1995 in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 14. Juli 1995

Für die Kommission

Ritt BJERREGAARD

Mitglied der Kommission

(>) ABl . Nr. L 230 vom 19. 8 . 1991 , S. 1 .
(2) Siehe Seite 6 dieses Amtsblatts .



22. 7. 95 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172/9

ANHANG I

„7 . VERBLEIB UND VERHALTEN IN DER UMWELT

Einleitung

i) Die vorgelegten Daten zusammen mit den Angaben über eine oder mehrere wirkstoffhaltige
Zubereitungen müssen ausreichen, um eine Beurteilung von Verbleib und Verhalten des
Wirkstoffs in der Umwelt und des Risikos für die nicht zu den Zielgruppen gehörenden
Arten zu erlauben, die dem Wirkstoff, seinen Metaboliten sowie seinen Abbau- und Reak­
tionsprodukten wahrscheinlich ausgesetzt werden, sofern diese toxikologisch oder für die
Umwelt von Bedeutung sind.

ii) Insbesondere müssen die Daten über den Wirkstoff sowie die übrigen maßgeblichen
Angaben zu einer oder mehreren wirkstoffhaltigen Zubereitungen ausreichen, um
— zu entscheiden, ob der Wirkstoff in Anhang I aufgenommen werden kann ;
— geeignete Bedingungen oder Beschränkungen für eine Aufnahme in Anhang I festzu­

legen ;
— den Wirkstoff hinsichtlich seines Gefährdungspotentials einzustufen ;
— die auf Verpackungen (Behältnissen) zu verwendenden Gefahrensymbole und Gefahrenbe­

zeichnungen sowie Gefahrenhinweise und Sicherheitsratschläge zum Schutz der Umwelt
festzulegen ;

— Verteilung, Verbleib und Verhalten des Wirkstoffe und der relevanten Metaboliten,
Abbau- und Reaktionsprodukte in der Umwelt sowie die entsprechenden Zeitabläufe
vorherzusagen ;

— die nicht zu den Zielgruppen gehörenden Arten und Populationen zu ermitteln, die
aufgrund möglicher Exposition gefährdet sind, und

— Maßnahmen festzulegen, um die Kontaminierung der Umwelt und die Auswirkungen auf
die nicht zu den Zielgruppen gehörenden Arten möglichst gering zu halten.

iii) Jeder vorgelegten Untersuchung zur Ermittlung von Verbleib und Verhalten in der Umwelt
ist eine ausführliche Beschreibung (Spezifikation) des verwendeten Materials gemäß Nummer
1.11 beizufügen . Werden Untersuchungen mit dem Wirkstoff durchgeführt, so muß das
verwendete Material der Spezifikation entsprechen, die zur Herstellung der zuzulassenden
Zubereitungen verwendet wird, außer wenn radioaktiv markiertes Material verwendet wird.

Werden Untersuchungen mit einem im Labor oder in einer Versuchsanlage produzierten
Wirkstoff durchgeführt, so müssen sie mit dem fabrikmäßig hergestellten Wirkstoff wieder­
holt werden, sofern nicht gerechtfertigt werden kann, daß das verwendete Testmaterial für die
Zwecke der Umweltprüfung und -bewertung im wesentlichen das gleiche ist.

iv) Wenn radioaktiv markiertes Testmaterial verwendet wird, hat die Markierung (eine oder
erforderlichenfalls mehrere) so zu erfolgen, daß die Aufklärung des Metabolismus und der
Abbauwege sowie die Untersuchung der Verteilung des Wirkstoffs und seiner Metaboliten
sowie der Reaktions - und Abbauprodukte in der Umwelt ermöglicht werden .

v) Gegebenenfalls müssen spezielle Untersuchungen über Metaboliten und Abbau- oder Reak­
tionsprodukte durchgeführt werden, wenn diese Stoffe ein relevantes Risiko für die nicht zu
den Zielgruppen gehörenden Arten und die Wasser-, Boden- und Luftqualität darstellen und
ihre Auswirkungen nicht aufgrund der zum Wirkstoff vorliegenden Ergebnisse bewertet
werden können . Vor der Durchführung dieser Untersuchungen müssen die Angaben der
Nummern 5 und 6 berücksichtigt werden.

vi) Gegebenenfalls sind bei der Versuchsplanung und Datenanalyse geeignete statistische
Verfahren zu verwenden.

Alle Einzelheiten der statistischen Analyse müssen berichtet werden (z. B. sind alle Punkt­
schätzungen mit Konfidenzbereich und vorzugsweise genaue p-Werte anstelle der Aussage
signifikant/nicht signifikant anzugeben).

7.1 . Verbleib und Verhalten im Boden

Alle maßgeblichen Angaben über Art und Eigenschaften der in den Untersuchungen verwen­
deten Böden, einschließlich pH-Wert, Gehalt an organischem Kohlenstoff, Kationenaustauschka­
pazität, Korngrößenverteilung und Wasserhaltevermögen bei pF = 0 und pF = 2,5 sind gemäß den
entsprechenden ISO-Normen oder anderen internationalen Normen anzugeben.
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Die mikrobielle Biomasse der für die Abbauuntersuchungen im Labor genommenen Boden­
proben muß direkt vor und nach Ende der Untersuchung bestimmt werden .

Es wird empfohlen, bei allen im Labor durchgeführten Bodenuntersuchungen möglichst die
gleichen Böden zu verwenden .

Die für die Abbau- oder Mobilitätsuntersuchungen verwendeten Böden sind so auszuwählen, daß
sie einen repräsentativen Querschnitt der verschiedenen Böden in den Regionen der Gemein­
schaft, in denen der Wirkstoff verwendet wird oder werden soll , darstellen und daß

— ein Bereich von Kohlenstoff- und Tongehalten, von Korngrößenverteilungen sowie von
pH-Werten umfaßt wird und

— folgende pH-Bereiche abgedeckt sind, falls aufgrund anderer Angaben zu erwarten ist, daß
der Abbau und die Mobilität vom pH-Wert abhängig sind (z . B. Löslichkeit und Hydrolysege­
schwindigkeit, Nummern 2.7 und 2.8) :

— 4,5 bis 5,5
— 6 bis 7 und

— 8 (ungefähr).

Die verwendeten Böden müssen möglichst immer feldfrisch sein. Ist die Verwendung von gela­
gertem Boden jedoch unvermeidlich, so muß er ordnungsgemäß für eine begrenzte Zeit unter
bestimmten anzugebenden Bedingungen gelagert werden. Böden, die über längere Zeit gelagert
wurden, dürfen nur noch für Adsorptions- oder Desorptionsstudien verwendet werden.

Der zu Beginn der Untersuchung ausgewählte Boden sollte bezüglich der Parameter Korngrö­
ßenverteilung, Gehalt an organischem Kohlenstoff und pH-Wert keine extremen Eigenschaften
aufweisen.

Die Bodenproben müssen gemäß ISO 10381-6 (Bodenqualität — Probenahme — Leitfaden für
Probenahme, Handhabung und Lagerung von Böden für die Bewertung von mikrobiellen
Prozessen im Labor) genommen und behandelt werden. Jegliche Abweichung ist anzugeben und
zu begründen .

Felduntersuchungen sollten unter Bedingungen durchgeführt werden, die der üblichen landwirt­
schaftlichen Praxis möglichst nahe kommen, wobei eine Reihe von Bodentypen und Klimabe­
dingungen zu berücksichtigen sind, die repräsentativ für die Anwendungsregion(en) sind. Bei
Felduntersuchungen müssen die Witterungsbedingungen berichtet werden .

7.1.1 . Abbauweg und Abbaugeschwindigkeit

7.1.1.1 . Abbauweg

Zweck der Prüfung

Die vorgelegten Daten und Informationen sowie alle sonstigen maßgeblichen Daten und Infor­
mationen sollten ausreichen, um

— gegebenenfalls die anteilmäßige Bedeutung der jeweiligen Abbauwege (Verhältnis von chemi­
schem zu biologischem Abbau) zu ermitteln ;

— die einzelnen Bestandteile zu ermitteln, die zu irgendeinem Zeitpunkt mit mehr als 1 0 % der
aufgebrachten Wirkstoffmenge auftreten, und nach Möglichkeit, die nicht extrahierbaren
Rückstände festzustellen ;

— gegebenenfalls auch die vorhandenen einzelnen Bestandteile festzustellen, die weniger als
10% der aufgebrachten Wirkstoffmenge ausmachen ;

— das relative Verhältnis der vorhandenen Bestandteile (Massenbilanz) zu ermitteln, und

— den betreffenden Bodenrückstand zu bestimmen und festzustellen, welche nicht zu den Ziel­
gruppen gehörende Art ihm möglicherweise ausgesetzt ist oder wird.

Unter nicht extrahierbaren Rückständen sind chemische Stoffe zu verstehen, die aus der Anwen­
dung eines Pflanzenschutzmittels gemäß guter landwirtschaftlicher Praxis stammen und durch
Verfahren, welche die chemische Natur dieser Rückstände nicht bedeutend verändern, nicht
extrahiert werden können. Durch Stoffwechselprozesse entstandene Bruchstücke, die zu natür­
lichen Produkten führen, gelten nicht als nicht extrahierbare Rückstände.
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7.1.1.1.1 . Aerober Abbau

Veranlassung

Der (die) Abbauweg(e) ist (sind) stets zu berichten , außer wenn die Art und Weise, in der wirk­
stoffhaltige Zubereitungen verwendet werden, eine Bodenkontaminierung ausschließen, beispiels­
weise bei Verwendung im Vorratsschutz oder bei Wundbehandlungen von Bäumen.

Versuchsbedingungen

Der (die) Abbauweg(e) muß (müssen) für einen Boden berichtet werden.

Die Ergebnisse sind in Form schematischer Zeichnungen mit den jeweiligen Abbauwegen
(Abbauschema) und in Form einer Bilanz darzustellen, die die Verteilung der radioaktiven
Markierung in Abhängigkeit von der Zeit für folgende Stoffe zeigt :

— Wirkstoff ;
— C02 ;

— flüchtige Verbindungen außer C02 ;
— einzelne identifizierte Umwandlungsprodukte ;
— nicht identifizierte , extrahierbare Verbindungen und
— nicht extrahierbare Bodenrückstände.

Die Untersuchung der Abbauwege muß alle möglichen Schritte einschließen, um die nach 100
Tagen entstandenen nicht extrahierbaren Bodenrückstände zu charakterisieren und quantifi­
zieren, sofern 70 % der angewandten Wirkstoffmenge überschritten werden. Die anzuwendenden
Verfahren und Methoden werden am besten von Fall zu Fall ausgewählt. Sollten die betreffenden
Verbindungen nicht beschrieben werden, so ist dies zu rechtfertigen .

Normalerweise beträgt die Untersuchungsdauer 120 Tage, sofern die Gehalte an nicht extrahier­
baren Rückständen und C02 nicht bereits nach einem kürzeren Zeitraum Werte annehmen, die
eine verläßliche Extrapolation auf 100 Tage zulassen .

Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität von
Pflanzenschutzmitteln (').

7.1.1.1.2. Ergänzende Untersuchungen

— Anaerober Abbau

Veranlassung

Es ist über eine Untersuchung zum Abbau unter anaeroben Bedingungen zu berichten, es sei
denn , es kann gerechtfertigt werden, daß die wirkstoffhaltigen Pflanzenschutzmittel wahr­
scheinlich nicht unter anaeroben Bedingungen verwendet werden.

Versuchsbedingungen und -richtlinie

Es gelten die gleichen Vorschriften wie für die entsprechenden Abschnitte von Nummer
7.1.1.1.1 .

— Photolyse im Boden

Veranlassung

Uber eine Untersuchung zur Photolyse im Boden ist zu berichten, sofern nicht gerechtfertigt
werden kann, daß der Wirkstoff wahrscheinlich nicht an der Bodenoberfläche abgelagert
wird .

Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität
von Pflanzenschutzmitteln.

(') SETAC = Society of Environmental Toxicology and Chemistry, 1995 : .Procedures for Assessing the Environmental Fate
and Ecotoxicology of Pesticides', ISBN 90-5607-002-9.
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7.1.1.2. Abbaugeschwindigkeit

7.1.1.2.1 . Laboruntersuchungen
Zweck der Prüfung
Die Untersuchungen über den Abbau im Boden sollten eine bestmögliche Abschätzung der Zeit
zulassen , in der unter Laborbedingungen 50 % und 90 % des Wirkstoffs (DTSOi,b und DT90iab), der
relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte abgebaut werden .
— Aerober Abbau

Veranlassung
Uber die Abbaugeschwindigkeit im Boden ist stets zu berichten, außer wenn die Art und
Weise, in der wirkstoffhaltige Pflanzenschutzmittel verwendet werden, eine Bodenkontami­
nierung ausschließen, beispielsweise bei Verwendung im Vorratsschutz oder bei Wundbe­
handlungen von Bäumen .
Versuchsbedingungen
Die Geschwindigkeit des aeroben Abbaus des Wirkstoffs muß zusätzlich zu dem in Nummer
7.1.1.1.1 genannten Bodentyp für drei Bodentypen angegeben werden .
Um den Temperatureinfluß auf den Abbau zu bestimmen, ist ein ergänzender Versuch bei
10 °C an einem Bodentyp durchzuführen, der auch für die Abbauuntersuchung bei 20 °C
verwendet wurde, bis ein validiertes gemeinschaftliches Berechnungsmodell zur Extrapolie­
rung der Abbaugeschwindigkeit bei niedrigen Temperaturen verfügbar ist.
Normalerweise dauert die Untersuchung 120 Tage, sofern nicht mehr als 90 % des Wirkstoffs
vor Ablauf dieses Zeitraums abgebaut sind.
Uber vergleichbare Untersuchungen an drei Bodentypen ist für alle relevanten Metaboliten,
Abbau- und Reaktionsprodukte zu berichten , die im Boden vorkommen und die zu irgend­
einem Zeitpunkt mit mehr als 10 % der aufgewendeten Wirkstoffmenge auftreten, es sei
denn, ihre DTS0-Werte konnten aus den Ergebnissen der Abbauuntersuchungen mit dem
Wirkstoff abgeleitet werden .
Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität
von Pflanzenschutzmitteln .

— Anaerober Abbau

Veranlassung
Uber die Geschwindigkeit des anaeroben Abbaus des Wirkstoffs ist zu berichten, wenn eine
Untersuchung über den anaeroben Abbau gemäß Nummer 7.1.1.1.2 vorgelegt werden muß.
Versuchsbedingungen
Die Geschwindigkeit des anaeroben Abbaus des Wirkstoffs ist in dem Bodentyp durchzu­
führen, der in der Untersuchung zum aeroben Abbau gemäß Nummer 7.1.1.1.2 verwendet
wurde.

Normalerweise dauert die Untersuchung 120 Tage, sofern nicht mehr als 90 % des Wirkstoffs
vor Ablauf dieses Zeitraums abgebaut sind.
Uber vergleichbare Untersuchungen an einem Bodentyp ist für alle relevanten Metaboliten,
Abbau- und Reaktionsprodukte, die im Boden vorkommen und die zu irgendeinem Zeit­
punkt während der Untersuchung mit mehr als 10 % der angewendeten Wirkstoffmenge
auftreten, zu berichten, es sei denn, ihre DT50-Werte konnten aus den Ergebnissen der
Abbauuntersuchungen mit dem Wirkstoff abgeleitet werden .
Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität
von Pflanzenschutzmitteln .

7.1.1.2.2. Felduntersuchungen
— Untersuchungen zum Bodenabbau

Zweck der Prüfung
Die Untersuchungen zum Bodenabbau müssen eine bestmögliche Abschätzung der Zeit
erlauben, nach der unter Feldbedingungen 50 % und 90 % des Wirkstoffs (DTJOf und DT90f)
abgebaut sind. Gegebenenfalls sind Angaben zu den relevanten Metaboliten, Abbau- und
Reaktionsprodukten zu machen .

Veranlassung
Die Untersuchungen müssen immer durchgeführt werden, wenn der bei 20 0 C und bei einer
Bodenfeuchte entsprechend einem pF-Wert von 2-2,5 (Saugspannung) ermittelte DT50iab-Wert
größer als 60 Tage ist.



Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172/ 1322. 7. 95 DE

Sollen die wirkstoffhaltigen Pflanzenschutzmittel in kalten Klimaten verwendet werden, so
sind die Untersuchungen durchzuführen, falls der bei 10 °C und bei einer Bodenfeuchte
entsprechend einem pF-Wert von 2-2,5 (Saugspannung) ermittelte DT501ab-Wert größer als 90
Tage ist.

Versuchsbedingungen
Es müssen Einzeluntersuchungen an einer Reihe von repräsentativen Böden (normalerweise
vier unterschiedliche Bodentypen) fortgeführt werden, bis mehr als 90 % der Aufwandmenge
abgebaut sind. Diese Untersuchungen dauern höchstens 24 Monate.
Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität
von Pflanzenschutzmitteln.

— Untersuchungen über Bodenrückstände

Zweck der Prüfung

Die Untersuchungen über Bodenrückstände sollten eine Abschätzung der Rückstandsgehalte
ermöglichen, die im Boden bei der Ernte oder zum Zeitpunkt der Aussaat oder des Auspflan­
zens der Folgekultur vorhanden sind.

Veranlassung

Untersuchungen über die Bodenrückstände sind zu berichten, wenn der DTJO iab-Wert größer
als ein Drittel des Zeitraums zwischen Anwendung und Ernte geträgt und wenn eine
Aufnahme durch die Folgekultur möglich ist, es sei denn, die Bodenrückstände bei der
Aussaat oder bei der Auspflanzung der Folgekultur können zuverlässig aus den Daten der
Untersuchungen zum Bodenabbau abgeschätzt werden, oder es kann gerechtfertigt werden,
daß diese Rückstände weder phytotoxisch sind noch unannehmbare Rückstände in Folgekul­
turen hinterlassen .

Versuchsbedingungen

Es sind Einzeluntersuchungen bis zur Ernte oder bis zur Aussaat oder zum Auspflanzen der
Folgekultur fortzuführen, bis mehr als 90 % der Aufwandmenge abgebaut sind.
Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität
von Pflanzenschutzmitteln .

— Untersuchungen zur Akkumulation im Boden

Zweck der Prüfung

Die Untersuchungen sollten ausreichend Daten zur Beurteilung der Möglichkeit eine Akku­
mulation der Rückstände des Wirkstoffs und relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktions­
produkte liefern .

Veranlassung
Wird aufgrund der Untersuchungen zum Abbau im Boden festgestellt, daß der DT90f-Wert
größer als 1 Jahr ist und ist eine wiederholte Anwendung entweder in der gleichen Wachs­
tumsperiode oder in den darauffolgenden Jahren vorgesehen, so muß die Möglichkeit einer
Akkumulierung von Rückständen im Boden sowie die Höhe, bei der ein Konzentrationspla­
teau erreicht ist, untersucht werden, sofern nicht durch eine Modellberechnung oder eine
andere geeignete Bewertungsmethode verläßliche Informationen vorgelegt werden können .

Versuchsbedingungen

Es sind Langzeit-Felduntersuchungen an zwei relevanten Böden unter Einbeziehung von
Mehrfachanwendungen durchzuführen.

Bevor diese Untersuchungen durchgeführt werden , muß der Antragsteller bei den zuständigen
Behörden eine Zustimmung über die Art der durchzuführenden Untersuchungen einholen .

7.1.2. Adsorption und Desorption

Zweck der Prüfung

Die vorgelegten und alle weiteren maßgeblichen Daten und Angaben müssen ausreichen, um
den Adsorptionskoeffizienten des Wirkstoffs sowie der relevanten Metaboliten, Abbau- und Reak­
tionsprodukte zu ermitteln.

Veranlassung
Uber die Untersuchung ist stets zu berichten, außer wenn die Art und Weise, in der wirkstoffhal­
tige Zubereitungen verwendet werden, eine Bodenkontaminierung ausschließen, beispielsweise
bei Verwendung im Vorratschutz oder bei Wundbehandlungen von Bäumen .
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Versuchsbedingungen

Die Untersuchungen über den Wirkstoff müssen für vier Bodentypen berichtet werden .

Uber vergleichbare Untersuchungen zu mindestens drei Bodentypen ist für alle relevanten Meta­
boliten , Abbau- und Reaktionsprodukte zu berichten, die zu irgendeinem Zeitpunkt in Untersu­
chungen zum Abbau im Boden mit mehr als 10 % der aufgewendeten Wirkstoffmenge auftreten .
Versuchsleitlinie

OECD-Prüfrichtlinie 106.

7.1.3 . Mobilität im Boden

7.1 .3.1 . Säulenversickerungsuntersuchungen

Zweck der Prüfungen

Die Untersuchung sollte ausreichend Daten liefern, um die Mobilität und die Versickerungsnei­
gung des Wirkstoffs sowie gegebenenfalls der relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktionspro­
dukte abzuschätzen .

Veranlassung

Es sind Untersuchungen an vier Böden durchzuführen, wenn die Adsorptions- und Desorptions­
untersuchungen gemäß Nummer 7.1.2 keinen verläßlichen Absorptionskoeffizienten ergeben .
Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität von
Pflanzenschutzmitteln .

7.1.3.2. Säulenversickerung mit gealterten Rückständen

Zweck der Prüfung

Die Untersuchung sollte ausreichend Daten liefern, um die Mobilität und die Versickerungsnei­
gung der relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte abzuschätzen .

Veranlassung

Die Untersuchung ist stets durchzuführen, außer wenn
— die Art und Weise, in der wirkstoffhaltige Zubereitungen verwendet werden, eine Bodenkon­

taminierung ausschließen, beispielsweise bei Verwendung im Vorratsschutz oder bei Wundbe­
handlungen von Bäumen, oder wenn

— gesondere Untersuchungen über die Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte gemäß
Nummer 7.1.2 oder 7.1.3.1 durchgeführt wurden.

Versuchsbedingungen

Der oder die Alterungszeiträume müssen unter Beachtung der Abbauwege des Wirkstoffs und
seiner Metaboliten bestimmt werden, um sicherzustellen, daß zum Zeitpunkt der Versickerung
ein entsprechendes Spektrum der Metaboliten vorhanden ist.
Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität von
Pflanzenschutzmitteln .

7.1.3.3 . Lysimeteruntersuchungen oder Felduntersuchungen zur Versickerung

Zweck der Prüfungen

Die Untersuchungen müssen Daten liefern über :
— die Mobilität im Boden ;

— das Potential zur Versickerung in das Grundwasser ;
— die potentielle Verteilung im Boden.

Veranlassung

Es muß durch Sachverständige entschieden werden, ob Lysimeteruntersuchungen oder Feldunter­
suchungen zur Versickerung durchzuführen sind, wobei die Ergebnisse der Untersuchungen zum
Abbau und der sonstigen Mobilitätsuntersuchungen sowie die voraussichtlichen Umweltkonzen­
trationen im Grundwasser (PECGw-Wert), die gemäß Anhang III Teil 9 ermittelt wurden, zu
berücksichtigen sind. Die Art und die Bedingungen der durchzuführenden Untersuchung sollten
mit den zuständigen Behörden erörtert werden.
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Versuchsbedingungen
Die Planung der Versuchsanlage und der Einzeluntersuchungen ist sorgfältig durchzuführen,
damit die gewonnenen Ergebnisse für Abschätzungszwecke verwendet werden können. Die
Untersuchungen sollten den realistisch ungünstigsten Fall abdecken, wobei Bodentyp, Klimabe­
dingungen, Aufwandmenge sowie Häufigkeit und Zeitraum der Anwendung zu berücksichtigen
sind.

Das Wasser, das aus der Bodensäule austritt, muß in geeigneten Abständen analysiert werden,
während die Rückstände im Pflanzenmaterial bei der Ernte zu bestimmen sind. Bei Versuchs­
ende müssen die Rückstände im Bodenprofil in mindestens 5 Schichten bestimmt werden .
Zwischenzeitliche Probenahmen sind zu vermeiden , da das Entfernen von Pflanzen (außer bei
der Ernte gemäß der üblichen landwirtschaftlichen Praxis) und Bodenkernen den Versickerungs­
prozeß beeinflußt.
Niederschläge, Boden- und Lufttemperaturen müssen regelmäßig (mindestens wöchentlich)
aufgezeichnet werden.
— Lysimeteruntersuchungen

Versuchsbedingungen
Die Lysimeter müssen mindestens 100 cm, höchstens aber 130 cm tief sein . Die Bodenkerne
müssen ungestört sein und die Bodentemperaturen müssen denen im Feld ähneln. Gegebe­
nenfalls ist zusätzlich zu bewässern, um ein optimales Pflanzenwachstum sicherzustellen und
zu gewährleisten, daß die Infiltrationsmenge den Regionen ähneln, für die eine Zulassung
beantragt wird .
Muß der Boden während der Untersuchung aus ackerbaulichen Gründen bearbeitet werden,
so darf die Bearbeitungsgrenze nicht tiefer als 25 cm liegen.

— Feldversuche zur Versickerung
Versuchsbedingungen
Der Grundwasserstand der Versuchsfelder ist anzugeben. Falls im Boden während der
Untersuchung Risse beobachtet werden, so ist dies ausführlich zu beschreiben.
Die Anzahl und Lage der Vorrichtungen für die Wasserprobenahme ist besonders sorgfältig
zu planen. Die Anordnung dieser Vorrichtungen im Boden darf nicht zur Bildung eines
präferentiellen Flusses führen .
Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität
von Pflanzenschutzmitteln.

7.2. Verbleib und Verhalten im Wasser und in der Luft

Zweck der Prüfungen
Die vorgelegten und die weiteren maßgeblichen Daten und Angaben über eine oder mehrere
wirkstoffhaltige Zubereitungen müssen ausreichen, um folgendes festzustellen oder abzu­
schätzen :

— Persistenz in Wassersystemen (Bodensediment und Wasser einschließlich suspendierte
Teilchen) ;

— das Ausmaß der Gefährdung von Wasser, Sedimentlebewesen und Luft ;
— Potential für eine Kontaminierung des Oberflächenwassers und des Grundwassers .

7.2.1 . Abbauweg und -geschwindigkeit in aquatischen Systemen (sofern nicht unter Nummer 2.9
erfaßt)
Zweck der Prüfungen
Die vorgelegten und die weiteren maßgeblichen Daten und Angaben müssen ausreichen, um
— die anteilmäßige Bedeutung der jeweiligen Abbauwege (Verhältnis von chemischem zu biolo­

gischem Abbau) zu ermitteln ;
— gegebenenfalls die einzelnen vorhandenen Bestandteile zu ermitteln ;
— das relative Verhältnis der vorhandenen Bestandteile und ihre Verteilung zwischen Wasser,

einschließlich suspendierte Teilchen, und Sediment zu ermitteln, und
— den betreffenden Bodenrückstand zu bestimmen und festzustellen, welche nicht zu den Ziel­

gruppen gehörende Art ihm möglicherweise ausgesetzt ist oder sein könnte .

7.2.1.1 . Hydrolytischer Abbau
Veranlassung
Die Untersuchung ist stets für alle relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte durch­
zuführen, die zu irgendeinem Zeitpunkt mit mehr als 10 % der angewendeten Wirkstoffmenge
auftreten , sofern die Untersuchung gemäß Nummer 2.9.1 keine ausreichenden Daten über ihren
Abbau liefert.
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Versuchsbedingungen und -leitlinie

Es gelten die gleichen Bedingungen wie in den entsprechenden Abschnitten unter Nummer
2.9.1 .

7.2.1.2. Photochemischer Abbau

Veranlassung

Die Untersuchung ist stets für alle relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte durch­
zuführen, die zu irgendeinem Zeitpunkt mit mehr als 10 % der aufgewendeten Wirkstoffmenge
auftreten, sofern die Untersuchungen gemäß Nummer 2.9.2 und Nummer 2.9.3 keine ausrei­
chenden Daten über ihren Abbau liefern.

Versuchsbedingungen

Es gelten die gleichen Bedingungen wie in den entsprechenden Abschnitten unter Nummer
2.9.2 und Nummer 2.9.3 .

7.2.1.3 . Biologischer Abbau

7.2.1.3.1 . Leichte biologische Abbaubarkeit

Veranlassung

Diese Untersuchung muß stets durchgeführt werden, es sei denn, sie wird gemäß den Bestim­
mungen der Richtlinie 67/548/EWG zur Einstufung des Wirkstoffs nicht verlangt.
Versuchsleitlinie

EG-Methode C4.

7.2.1.3.2. Wasser-/Sedimentuntersuchung

Veranlassung

Uber die Untersuchung muß berichtet werden, sofern nicht gerechtfertigt werden kann, daß das
Oberflächenwasser keinesfalls kontaminiert werden kann.

Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität von
Pflanzenschutzmitteln .

7.2.1.4. Abbau in der gesättigten Zone

Veranlassung

Die Abbauraten in der gesättigten Zone für die Wirkstoffe, ihre relevanten Metaboliten, Abbau­
und Reaktionsprodukte können nützliche Angaben über den Verbleib dieser Stoffe im Grund­
wasser liefern.

Versuchsbedingungen

Es muß durch Sachverständige entschieden werden, ob diese Angaben notwendig sind. Vor
Durchführung dieser Untersuchungen muß der Antragsteller bei den zuständigen Behörden die
Zustimmung über die Art der durchzuführenden Untersuchungen einholen .

7.2.2. Abbauweg und -geschwindigkeit in der Luft (sofern nicht unter Nummer 2.10 erfaßt)

Testleitlinien sind in Vorbereitung.

7.3. Definition des Rückstands

In Kenntnis der chemischen Zusammensetzung von Rückständen, die aufgrund der Anwendung
oder der vorgeschlagenen Anwendung eines wirkstoffhaltigen Pflanzenschutzmittels im Boden,
im Wasser oder in der Luft vorkommen, ist ein Vorschlag für die Definition des Rückstands
unter Berücksichtigung sowohl der gefundenen Gehalte als auch ihrer toxikologischen und ihrer
Bedeutung für die Umwelt vorzulegen.

7.4. Überwachungsdaten (Monitoring-Daten)
Die verfügbaren Daten zur Überwachung über den Verbleib und das Verhalten des Wirkstoffs
und der relevanten Metaboliten , Abbau- und Reaktionsprodukte sind zu berichten."
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ANHANG II

„9 . VERBLEIB UND VERHALTEN IN DER UMWELT

Einleitung

i) Die vorgelegten Angaben sowie die gemäß Anhang II vorgelegten Angaben über den Wirkstoff
müssen ausreichen , um eine Bewertung des Verbleibs und Verhaltens des Pflanzenschutzmittels
in der Umwelt und des Risikos für die nicht zu den Zielgruppen gehörenden Arten, die ihm
wahrscheinlich ausgesetzt sind, zu erlauben.

ii) Insbesondere müssen die Angaben über das Pflanzenschutzmittel zusammen mit den weiteren
maßgeblichen Angaben und denjenigen über den Wirkstoff ausreichen, um
— die auf Verpackungen (Behältnissen) zu verwendenden Gefahrensymbole und Gefahrenbe­

zeichnungen sowie Gefahrenhinweise und Sicherheitsratschläge zum Schutz der Umwelt
festzulegen ;

— Verteilung, Verbleib und Verhalten in der Umwelt sowie die entsprechenden Zeitabläufe
vorherzusagen ;

— die nicht zu den Zielgruppen gehörenden Arten und Populationen zu ermitteln, die
aufgrund möglicher Exposition gefährdet sind, und

— Maßnahmen festzulegen, um die Kontaminierung der Umwelt und die Auswirkungen auf
die nicht zu den Zielgruppen gehörenden Arten möglichst gering zu halten.

iii) Wird radioaktif markiertes Testmaterial verwendet, so gelten die Vorschriften des Anhangs II
Kapitel 7 Ziffer (iv) der Einleitung.

iv) Gegebenenfalls sind bei der Versuchsplanung und Datenanalyse geeignete statistische Verfahren
zu verwenden .

Alle Einzelheiten der statistischen Analyse müssen berichtet werden (z. B. sind alle Punktschät­
zungen mit Konfidenzbereich und vorzugsweise genaue p-Werte anstelle der Aussage signifi­
kant/nicht signifikant anzugeben).

v) Voraussichtliche Umweltkonzentrationen im Boden (PECS), im Wasser (PECSW und PECGW) und
in der Luft (PECA).
Es sind begründete Abschätzungen der erwarteten Wirkstoffkonzentrationen sowie der rele­
vanten Metaboliten , Abbau- und Reaktionsprodukte im Boden, im Grundwasser, im Oberflä­
chenwasser und in der Luft vorzulegen, die nach der vorgesehenen Anwendung festzustellen
oder bereits vorhanden sind. Außerdem ist eine Abschätzung des realistisch ungünstigsten Falls
durchzuführen.

Für die Zwecke der Abschätzung dieser Konzentrationen gelten folgende Definitionen :
— Voraussichtliche Umweltkonzentration im Boden (PECS)

Rückstandgehalte in der oberen Bodenschicht, denen die nicht zu den Zielgruppen gehö­
renden Bodenorganismen ausgesetzt sein könnten (akute und chronische Exposition).

— Voraussichtliche Umweltkonzentration im Oberflächenwasser (PECSW)
Rückstandsgehalte im Oberflächenwasser, denen die nicht zu den Zielgruppen gehörenden
Wasserorganismen ausgesetzt sein könnten (akute und chronische Exposition).

— Voraussichtliche Umweltkonzentration im Grundwasser (PECGw)
Rückstandsgehalte im Grundwasser.

— Voraussichtliche Umweltkonzentration in der Luft (PECa)
Rückstandsgehalte in der Luft, denen Menschen, Tiere und andere nicht zu den Ziel­
gruppen gehörende Organismen ausgesetzt sein könnten (akute und chronische Exposition).

Bei der Abschätzung dieser Konzentrationen müssen alle maßgeblichen Angaben über das
Pflanzenschutzmittel und den Wirkstoff berücksichtigt werden . Einen nützlichen Ansatz für
diese Schätzungen bieten die Muster der EPPO zur Abschätzung des Umweltrisikos ('). Gegebe­
nenfalls sind die in diesem Abschnitt angegebenen Parameter zu verwenden .
Werden für die Abschätzung der voraussichtlichen Umweltkonzentrationen Modelle verwendet,
so müssen sie

— eine möglichst genaue Abschätzung aller relevanten Prozesse unter Einbeziehung realisti­
scher Parameter und Annahmen ermöglichen ;

(') EPPO (1993): Entscheidungshilfe für die Bewertung des Umweltrisikos durch Pflanzenschutzmittel . EPPO-Bulletin 23 ,
1-154 und Bulletin 24, 1-87.
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— sofern möglich , zuverlässig mit Messungen validiert sein , die unter Bedingungen durchge­
führt wurden, welche für die Anwendung des Modells relevant sind ;

— für die im Anwendungsgebiet herrschenden Bedingungen relevant sein .
Die vorgelegten Angaben müssen, falls von Bedeutung, die Angaben gemäß Anhang II Teil A
Nummer 7 sowie folgendes einschließen :

9.1 . Verbleib und Verhalten im Boden

Gegebenenfalls gelten die gleichen Bestimmungen hinsichtlich der Vorlage von Angaben über den
verwendeten Boden und seine Auswahl wie in Anhang II Nummer 7.1 .

9.1.1 . Abbaugeschwindigkeit im Boden

9.1.1.1 . Laboruntersuchungen
Zweck der Prüfung
Die Untersuchungen über den Abbau im Boden müssen eine bestmögliche Abschätzung der Zeit
zulassen , in der unter Laborbedingungen 50 % und 90 % des Wirkstoffs (DTjoub und DT901ab) abge­
baut werden.

Veranlassung
Die Persistenz und das Verhalten des Pflanzenschutzmittels im Boden müssen nur untersucht
werden, wenn die Daten über den Wirkstoff und die relevanten Metaboliten , Abbau- und Reak­
tionsprodukte, die gemäß den Anforderungen des Anhangs II Nummer 7.1.1.2 gewonnen wurden,
nicht extrapoliert werden können, wie zum Beispiel bei Formulierungen mit verzögerter Freiset­
zung (slow release formulations).
Versuchsbedingungen
Uber die Geschwindigkeit des aeroben und/oder anaeroben Abbaus im Boden ist zu berichten.
Normalerweise beträgt die Dauer der Untersuchung 120 Tage, sofern nicht mehr als 90 % des
Wirkstoffs vor Ablauf dieses Zeitraums abgebaut sind.
Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität von
Pflanzenschutzmitteln .

9.1.1.2. Feldversuche

— Untersuchungen zum Bodenabbau
Zweck der Prüfungen
Die Untersuchungen zum Bodenabbau müssen eine bestmögliche Abschätzung der Zeit
erlauben, nach der unter Feldbedingungen 50 % und 90 % des Wirkstoffs (DT50f und DT90f)
abgebaut sind. Unter Umständen sind Daten über die relevanten Metaboliten, Abbau- und
Reaktionsprodukte zu erheben .
Veranlassung
Der Abbau und das Verhalten von Pflanzenschutzmitteln im Boden müssen nur untersucht
werden, wenn die Daten über den Wirkstoff und die relevanten Metaboliten, Abbau- und Reak­
tionsprodukte, die gemäß den Anforderungen des Anhangs II Nummer 7.1.1.2 gewonnen
wurden, nicht extrapoliert werden können, wie zum Beispiel bei Formulierungen mit verzö­
gerter Freisetzung (slow release formulations).
Versuchsbedingungen und -richtlinie
Es gelten die gleichen Bestimmungen wie in den entsprechenden Abschnitten des Anhangs II
Nummer 7.1.1.2.2 .

— Untersuchung über Bodenrückstände
Zweck der Prüfung
Die Untersuchungen über Bodenrückstände müssen eine Abschätzung der Rückstandsgehalte
ermöglichen, die im Boden bei der Ernte oder zum Zeitpunkt der Aussaat oder des Auspflan­
zens der Folgekultur vorhanden sind.
Veranlassung
Uber die Untersuchungen zu den Bodenrückständen muß nur berichtet werden, wenn die
Daten über den Wirkstoff und die relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte, die
gemäß den Anforderungen des Anhangs II Nummer 7.1.1.2.2 gewonnen wurden, nicht extrapo­
liert werden können, wie zum Beispiel bei Formulierungen mit verzögerter Freisetzung (slow
release formulations).
Versuchsbedingungen
Es gelten die gleichen Bestimmungen wie in den entsprechenden Abschnitten des Anhangs II
Nummer 7.1.1.2.2.

Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität von
Pflanzenschutzmitteln .
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— Untersuchungen zur Akkumulation im Boden
Zweck der Prüfungen
Die Untersuchungen müssen ausreichend Daten liefern, um die Möglichkeit einer Akkumula­
tion von Rückständen des Wirkstoffs und der relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktions­
produkte beurteilen zu können.
Veranlassung
Uber Untersuchungen zur Akkumulation im Boden muß berichtet werden, sofern die Angaben
über den Wirkstoff und die relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte, die gemäß
den Anforderungen des Anhangs II Nummer 7.1.1.2.2 gewonnen wurden, nicht extrapoliert
werden können, wie zum Beispiel bei Formulierungen mit verzögerter Freisetzung (slow release
formulations).
Versuchsbedingungen
Es gelten die gleichen Bestimmungen wie in den entsprechenden Abschnitten des Anhangs II
Nummer 7.1.1.2.2 .

Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität von
Pflanzenschutzmitteln .

9.1.2 . Mobilität im Boden

Zweck der Prüfung
Die Untersuchung sollte ausreichend Daten liefern , um die Mobilität und die Versicherungsnei­
gung des Wirkstoffs und der relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte abzuschätzen .

9.1.2.1 . Laborversuche

Veranlassung
Die Mobilität von Pflanzenschutzmitteln im Boden muß nur untersucht werden, wenn die Daten,
die gemäß den Anforderungen des Anhangs II Nummern 7.1.2 und 7.1.3 gewonnen wurden, nicht
extrapoliert werden können, wie zum Beispiel bei Formulierungen mit verzögerter Freisetzung
(slow release formulations).
Testleitlinie

SETAC — Verfahren zur Beurteilung des Verbleibs in der Umwelt und der Umwelttoxizität von
Pflanzenschutzmitteln .

9.1.2.2. Lysimeteruntersuchungen oder Felduntersuchungen zur Versickerung
Zweck der Prüfungen
Die Untersuchungen müssen Daten liefern über :
— die Mobilität des Pflanzenschutzmittels im Boden ;
— das Potential zur Versickerung in das Grundwasser ;
— die potentielle Verteilung im Boden .
Veranlassung
Es muß durch Sachverständige entschieden werden, ob Felduntersuchungen zur Versickerung vor
Ort oder Lysimeteruntersuchungen durchgeführt werden, wobei die Ergebnisse der Untersu­
chungen zum Abbau und zur Mobilität sowie der berechnete PECS-Wert zu berücksichtigen sind.
Die Art der durchzuführenden Untersuchung sollte mit den zuständigen Behörden erörtert werden .
Diese Untersuchungen müssen nur durchgeführt werden, wenn die Daten über den Wirkstoff und
die relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte, die gemäß den Anforderungen des
Anhangs II Nummer 7.1.3 gewonnen wurden, nicht extrapoliert werden können, wie zum Beispiel
bei Formulierungen mit verzögerter Freisetzung (slow release formulations).
Versuchsbedingungen
Es gelten die gleichen Bestimmungen wie in den entsprechenden Abschnitten des Anhangs II
Nummer 7.1.3.3 .

9.1.3 . Abschätzung der erwarteten Konzentrationen im Boden
Die Abschätzungen von PECS-Werten müssen für jeden relevanten, untersuchten Boden in Bezie­
hung stehen zu einer Einzelanwendung mit höchster Aufwandmenge, für die eine Zulassung bean­
tragt wird, und zu einer Mehrfachanwendung mit deren höchster Aufwandmenge und maximaler
Anzahl von Anwendungen, für die eine Zulassung beantragt wird. Diese Werte sind für den jeweils
untersuchten Boden in Milligramm des Wirkstoffs und der relevanten Metaboliten, Abbau- und
Reaktionsprodukte je Kilogramm Boden anzugeben .
Die zu betrachtenden Faktoren bei den Abschätzungen der (PECS-Werte beziehen sich auf die
direkte und indirekte Anwendung auf dem Boden, die Abtrift, den Oberflächenabfluß und die
Versickerung, und sie schließen Prozesse wie die Verflüchtigung, die Adsorption, die Hydrolyse, die
Photolyse und den aeroben und anaeroben Abbau mit ein . Zum Zweck der Berechnung der PECS-
Werte kann die Dichte des Bodens mit 1,5 g/cm3 Trockengewicht und die Tiefe der Bodenschicht
bei Anwendung auf der Bodenoberfläche mit 5 cm, bei Einarbeitung in den Boden mit 20 cm
angesetzt werden . Ist beim Ausbringen eine Bodenbedeckung vorhanden, so kann angenommen
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werden, daß (mindestens) 50 % der ausgebrachten Menge die Bodenoberfläche erreichen, sofern
aktuelle Versuchsdaten keine genaueren Angaben liefern .
Es sind Berechnungen für die Initial-, Kurzzeit- und Langzeit-PECS-Werte (zeitgewichtete Durch­
schnittswerte) vorzulegen :
— Initial : sofort nach Anwendung
— Kurzzeit : 24 Stunden , 2 und 4 Tage nach der letzten Anwendung
— Langzeit : gegebenenfalls 7,28 , 50 und 100 Tage nach der letzten Anwendung.

9.2. Verbleib und Verhalten im Wasser

9.2.1 . Abschätzung der Konzentrationen im Grundwasser
Es sind die Wege zu bestimmen, auf denen das Grundwasser kontaminiert werden kann, wobei die
entsprechenden landwirtschaftlichen, pflanzenschutztechnischen und umweltbedingten Gegeben­
heiten (einschließlich Witterungsverhältnisse) zu berücksichtigen sind.

Es müssen geeignete Abschätzungen (Berechnungen) der voraussichtlichen Umweltkonzentration
des Wirkstoffs und der relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte im Grundwasser
(PECgw) vorgelegt werden .
Die PEC-Abschätzungen müssen sich auf die maximale Anzahl von Anwendungen und die
höchsten Aufwandmengen beziehen, für die eine Zulassung beantragt wird.
Es muß durch Sachverständige entschieden werden, ob zusätzliche Felduntersuchungen nützliche
Angaben liefern können . Vor der Durchführung dieser Untersuchungen muß der Antragsteller bei
den zuständigen Behörden eine Zustimmung über die der durchzuführenden Untersuchung
einholen.

9.2.2 . Auswirkungen auf die Wasseraufbereitung
Sind diese Angaben im Rahmen einer bedingten Zulassung im Sinne von Anhang VI Teil C
Nummer 2.5.1.2 Buchstabe b) erforderlich, so müssen die Angaben es gestatten, die Effektivität von
Methoden der Wasserbehandlung (Trinkwasser- und Abwasserbehandlung) sowie der Auswirkungen
auf solche Methoden festzulegen oder abzuschätzen . Vor der Durchführung etwaiger Untersu­
chungen muß der Antragsteller bei den zuständigen Behörden eine Zustimmung über die Art der
vorzulegenden Angaben einholen .

9.2.3 . Abschätzung der Konzentrationen im Oberflächenwasser
Es sind die Wege zu beschreiben, auf denen das Oberflächenwasser kontaminiert werden kann,
wobei die relevanten landwirtschaftlichen, pflanzenschutztechnischen und umweltbedingten Gege­
benheiten (einschließlich Witterungsverhältnisse) zu berücksichtigen sind.

Es müssen geeignete Abschätzungen (Berechnungen) der vorausgesagten Umweltkonzentration des
Wirkstoffs und der relevanten Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte im Oberflächenwasser
PECs»,) vorgelegt werden .

Die PEC-Abschätzungen müssen sich auf die maximale Anzahl von Anwendungen und die höchste
Aufwandmenge beziehen, für die eine Zulassung beantragt wird, und für Seen, Teiche, Flüsse,
Kanäle, Wasserläufe, Be-/Entwässerungsgräben und die Kanalisation maßgeblich sein .
Die zu betrachtenden Faktoren bei den Abschätzungen der PECSW-Werte beziehen sich auf die
direkte und indirekte Anwendung in Gewässern, Abtrift, Oberflächenabfluß, Ableitung durch die
Drainagen und atmosphärische Deposition, und sie schließen Prozesse wie die Verdunstung, die
Adsorption, die Advektion, die Hydrolyse, die Photolyse, den biologischen Abbau, die Sedimenta­
tion und die Resuspension mit ein.
Es sind Berechnungen für die Initial-, Kurzzeit und Langzeit-PEC^-Werte für stehende und
langsam fließende Gewässer (zeitgewichtete Durchschnittswerte) vorzulegen :
— Initial : sofort nach Anwendung
— Kurzzeit : 24 Stunden , 2 und 4 Tage nach der letzten Anwendung
— Langzeit : gegebenenfalls 7, 14, 21 , 28 und 42 Tage nach der letzten Anwendung.
Es muß durch Sachverständige entschieden werden, ob zusätzliche Felduntersuchungen nützliche
Angaben liefern können . Vor der Durchführung dieser Untersuchungen muß der Antragsteller bei
den zuständigen Behörden eine Zustimmung über die Art der durchzuführenden Untersuchung
einholen .

9.3 . Verbleib und Verhalten in der Luft

Leitlinien sind in Vorbereitung.
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RICHTLINIE 95/37/EG DER KOMMISSION

vom 18 . Juli 1995
zur Änderung der Richtlinie 70/524/EWG des Rates über Zusatzstoffe in der

Tierernährung
(Text von Bedeutung für den EWR)

linie spätestens am 30. Juni 1996 nachzukommen. Sie
setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Migliedstaaten regeln die Einzel­
heiten dieser Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen .

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 70/524/EWG des Rates vom
23. November 1970 über Zusatzstoffe in der Tierernäh­
rung ('), zuletzt geändert durch die Akte über den Beitritt
Österreichs, Finnlands und Schwedens, insbesondere auf
Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe :
In der Richlinie 70/524/EWG ist vorgesehen , daß deren
Anhänge ständig der Entwicklung der wissenschaftlichen
und technischen Kenntnisse angepaßt werden . Eine
Neufassung der Anhänge wurde mit der Richtlinie
91 /248/EWG der Kommission (2) vorgenommen .

Eine neue Verwendung eines Zustatzstoffes der Gruppe
„Antibiotika" und ein neuer Zusatzstoff der Gruppe
„Kokzidiostatika und andere Arzneimittel" sind einge­
hend in verschiedenen Mitgliedstaaten erprobt worden .
Aufgrund der gewonnenen Erfahrungen und der Untersu­
chungsergebnisse können diese neue Verwendung und
der neue Zusatzstoff gemeinschaftlich zugelassen werden .

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Futtermit­
telausschusses —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Artikel 1

Der Anhang I der Richtlinie 70/524/EWG wird entspre­
chend dem Anhang dieser Richtlinie geändert.

Artikel 2

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richt­

Brüssel , den 18 . Juli 1995

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(<) ABl . Nr. L 270 vom 14. 12. 1970, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 124 vom 18 . 5. 1991 , S. 1 .
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(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DER VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MITGLIED­
STAATEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

vom 17 . Juli 1995
zur Ernennung von Mitgliedern des Gerichts erster Instanz

(95/278/EG, Euratom, EGKS)

DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MITGLIED- Artikel 31 zur Neufassung von Artikel 157 Absatz 2 der
STAATEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — Beitrittsakte —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 168a,

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der Europä­
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, insbesondere
auf Artikel 32d,

BESCHLIESSEN :

Einziger Artikel

Zu Richtern des Gerichts erster Instanz werden für die
Zeit vom 1 . September 1995 bis 31 . August 2001
ernannt :

Herr Donal Barringtongestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 140a, Herr Christopher Bellamy

Herr Rafael Garcia-Valdecasas y Fernández
Dr. Heinrich Kirschner

Frau Pernilla Lindh

Herr Andre Potocki

gestützt auf den Beschluß 8 8/591 /EGKS, EWG, Euratom
des Rates vom 24. Oktober 1988 zur Errichtung eines
Gerichtshofs erster Instanz der Europäischen Gemein­
schaften ('), insbesondere auf Artikel 2, Dr. Antonio Saggio

gestützt auf den Beschluß 95/ 1 /EG, Euratom, EGKS des
Rates der Europäischen Union vom 1 . Januar 1995 zur
Anpassung der Dokumente betreffend den Beitritt neuer
Mitgliedstaaten zur Europäischen Union (2), insbesondere
auf Artikel 10 zur Neufassung von Artikel 2 Absatz 1 des
Beschlusses 88/591 /EGKS, EWG, Euratom und auf

Geschehen zu Brüssel am 17. Juli 1995.

Der Präsident

J. SOLANA

(') ABl . Nr. L 319 vom 25. 11 . 1988 , S. 1 . Berichtigter Wortlaut,
ABl. Nr. C 215 vom 21 . 8 . 1989, S. 1 . Beschluß geändert
durch den Beschluß 93/350/Euratom, EGKS, EWG (ABl. Nr.
L 144 vom 16. 6. 1993, S. 21 ).

(2) ABl. Nr. L 1 vom 1 . 1 . 1995, S. 1 .
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 12. Juli 1995
mit Durchführungsvorschriften zur Entscheidung 93/588/EWG des Rates über
die Annahme eines gemeinschaftlichen Aktionsprogramms zur beruflichen Aus­

und Fortbildung der für indirekte Steuern zuständigen Beamten

(95/279/EG)

Beamten diese Gemeinschaftskomponente immer
häufiger einbeziehen müssen .

Da bestimmte internationale Ubereinkommen wesent­
liche Quellen des Gemeinschaftsrechts darstellen, sollten
die Bestimmungen dieser Übereinkommen und ihre
Auswirkungen auf das Gemeinschaftsrecht den für indi­
rekte Steuern zuständigen Beamten bekannt sein .

Dieses gemeinsame Programm ist ein wichtiges Instru­
ment für die gemeinschaftsweite Vereinheitlichung der
Ausbildung im Bereich der indirekten Steuern und bringt
den für indirekte Steuern zuständigen Beamten die
wachsende gemeinschaftliche Dimension ihrer Aufgaben
rascher zu Bewußtsein.

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
stehen im Einklang mit der Stellungnahme des
Matthaeus-Steurer-Ausschusses —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 93/588 /EWG des Rates
vom 29 . Oktober 1993 über die Annahme eines gemein­
schaftlichen Aktionsprogramms zur beruflichen Aus- und
Fortbildung der für indirekte Steuern zuständigen
Beamten (Matthaeus-Tax) ( 1 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß Artikel 4 Buchstabe c) dieser Entscheidung ist es
Aufgabe der Kommission, gemeinsame Aus- und Fortbil­
dungsprogramme für die mit indirekten Steuern befaßten
Beamten einzuführen .

Diese Programme sind unerläßlich für die Verwirklichung
der Ziele des Matthaeus-Steuer-Programms, insbesondere
für die Gewährleistung einer besseren Anwendung des
Gemeinschaftsrechts.

Die gemeinsamsen Programme haben sich als erfor­
derlich erwiesen , da die Ausbildungsstätten der Mitglied­
staaten für Steuerwesen unterschiedliche Ausbildungen
erteilen .

Mit diesen Programmen wird ein geeignetes Mittel
geschaffen , um eine vergleichbare Ausbildung aller
Beamten in der Gemeinschaft zu gewährleisten .

Vorrangig muß ein gemeinsames Programm für die in der
Erstausbildung stehenden Beamten geschaffen werden,
das sämtliche Fächer des Steuerwesens umfaßt.

Ein wesentlicher Teil des Programms ist dem Studium
der Gemeinschaftsorgane und ihrer Grundlagen zu
widmen, da die für indirekte Steuern zuständigen

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

In den Ausbildungsstätten der Mitgliedstaaten für indi­
rekte Besteuerung wird ein nachstehend als „gemeinsames
Programm" bezeichnetes Aus- und Fortbildungspro­
gramm für die mit indirekten Steuern befaßten Beamten
eingeführt, dessen genauer Inhalt dem Anhang zu
entnehmen ist.

Artikel 2

Im Sinne dieser Entscheidung gelten als :
1 . Ausbildungsstätte für indirekte Besteuerung : jede

Einrichtung, in der den für indirekte Steuern zustän­
digen Beamten berufsbildender Unterricht erteilt wird ;

2. Beamte in der Erstausbildung : sowohl Beamte, die
ihren Dienst antreten oder eine neue Laufbahn
beginnen als auch die bereits im Dienst befindlichen
Beamten, deren Tätigkeit bei der betreffenden Verwal­
tung fünf Jahre nicht überschreitet.(') ABl . Nr. L 280 vom 13. 11 . 1993, S. 27.
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Artikel 3

Das gemeinsame Programm richtet sich — unabhängig
vom Dienstort — an die für indirekte Steuern zustän­
digen Beamten , die mit der Anwendung des Gemein­
schaftsrechts befaßt sind.

Artikel 4

( 1 ) Das gemeinsame Programm betrifft sämtliche in
der Erstausbildung stehende Beamte.

(2) Für Beamte, die die Erstausbildung abgeschlossen
haben, halten die nationalen Verwaltungen erforderli­
chenfalls Fortbildungsseminare ab, in denen die Inhalte
des gemeinsamen Programms vermittelt werden.

Artikel 5

Die Ausbildung in den Fächern des gemeinsamen
Programms erstreckt sich auf die Gesamtdauer der
Erstausbildung der jeweiligen nationalen Steuerverwal­
tung.

Bei den Steuerverwaltungen, die derzeit keine Erstausbil­
dung vorsehen, darf die Ausbildungsdauer drei Jahre
nicht überschreiten .

Artikel 6

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Durchfüh­
rungsbestimmungen und -modalitäten für das gemein­
same Programm mit.

Artikel 7

Dieses Programm steht der Durchführung ergänzender
nationaler Programme in den Ausbildungsstätten für indi­
rekte Besteuerung nicht entgegen .

Artikel 8

Die Mitgliedstaaten führen das Programm ab 1 . Juni 1995
durch .

Artikel 9

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel , den 12. Juli 1995

Für die Kommission

Mario MONTI

Mitglied der Kommission
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ANHANG

GEMEINSAMES PROGRAMM FÜR BEAMTE DER MITGLIEDSTAATEN, DIE IHRE
ERSTAUSBILDUNG IM BEREICH DER INDIREKTEN STEUERN ABSOLVIEREN

Vorbemerkung

Das nachstehend beschriebene gemeinsame Ausbildungsprogramm hat keinen erschöpfenden Charakter.

Es soll den für indirekte Steuern zuständigen Beamten der Mitgliedstaaten die Grundlage für eine gemein­
same Ausbildung bieten, die für ein umfassendes Verständnis ihrer Aufgaben und deren Ausübung uner­
läßlich ist.

I. Die Europäischen Gemeinschaften

— Rechtsgrundlagen : Vertrag von Paris (EGKS) und Verträge von Rom (Euratom, EG), geändert durch
die Einheitliche Europäische Akte und den Vertrag über die Europäische Union .

— Die Gemeinschaftsorgane und ihre Funktionsweise
— Europäisches Parlament
— Rat

— Kommission

— Gerichtshof und Gericht erster Instanz

— Rechnungshof.

— Europäischer Rat (Artikel D des Vertrags über die Europäische Union).

— Kontroll - und Beratungsorgane
— Ausschuß der Regionen
— Wirtschafts- und Sozialausschuß .

— Eigenmittel der Gemeinschaft
— Zölle

— Agrarabschöpfungen
— Mehrwertsteuereigenmittel
— Zusätzliche Eigenmittel proportional zum Bruttoinlandsprodukt der Mitgliedstaaten.

II . Grundlagen der Europäischen Gemeinschaft
— Zollunion.

— Binnenmarkt

— Freier Warenverkehr

— Freier Personenverkehr

— Freier Kapitalverkehr
— Freier Dienstleistungsverkehr.

— Gemeinsame Politiken, insbesondere

— Handelspolitik
— Agrarpolitik
— Fischereipolitik
— Verkehrspolitik.

III . Quellen des Gemeinschaftsrechts

— Interne Quellen

— Verträge
— abgeleitetes Recht
— Rechtsprechung des Gerichtshofs .

— Internationales Recht

— von der Gemeinschaft unterzeichnete internationale Ubereinkommen und von der Gemeinschaft
geschlossene Abkommen

— von den Mitgliedstaaten geschlossene Abkommen .
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IV. Steuerrecht der Gemeinschaft

1 . Der rechtliche Rahmen : Vertrag, Richtlinien und Verordnungen, nationale Umsetzung.

2 . Verbrauchsteuern (')
a) Umfang und Entwicklung der Harmonisierung der Verbrauchsteuern
b) Allgemeine Bestimmungen

— Anwendungsbereich (materiel und territorial)
— Steuertatbestand

— Steueranspruch
— Aussetzungsverfahren und betroffene Bereiche : Steuerlager, Steuerlagerhalter, registrierter

Wirtschaftsbeteiligter, nicht registrierter Wirtschaftsbeteiligter, Steuervertreter.
c) Beförderung im Verfahren der Steueraussetzung

— Sicherheitsleistung
— Begleitdokument und Erledigung
— Käufe von Privatpersonen
— Fernverkäufe

— Beförderung durch EFTA-Staaten
— Unregelmäßigkeiten und Verstöße
— Erstattung und Befreiungen.

d) Verbrauchsteuerstrukturen und -sätze
— Tabak

— Mineralöle

— Alkohol und alkoholische Getränke.

3 . Mehrwertsteuer (2)
a) Geschichte und Charakteristika Mehrwertsteuer.
b) Grundprinzipien der Mehrwertsteuer

— Anwendungsbereich
— Territorialität

— Steuerpflichtiger/Unternehmer
— Steuerbare Umsätze

— Steuertatbestand und Steueranspruch
— Bemessungsgrundlage
— Befreiungen
— Steuersätze

— Vorsteuerabzug
— Steuerschuldner

— Pflichten der Steuerschuldner

— Sonderregelungen .
c) Anwendung dieser Prinzipien auf :

— im Inland bewirkte Umsätze

— Umsätze zwischen Mitgliedstaaten
— Umsätze mit Drittländern.

4 . Verwaltungszusammenarbeit und Amtshilfe zwischen den Steuerbehörden der Mitgliedstaaten
a) Amtshilferichtlinie 77/799/EWG
b) Zusammenarbeitsverordnung (EWG) Nr. 218/92
c) Beitreibungsrichtlinie 76/308/EWG.

(') Für Mitgliedstaaten, in denen verschiedene Verwaltungen für die Mehrwertsteuer und die Akzisen zuständig sind, ist die
Ausbildung in diesem Bereich für die Mehrwertsteuerverwaltung fakultativ.

( 2) Für Mitgliedstaaten, in denen verschiedene Verwaltungen für die Mehrwertsteuer und die Akzisen zuständig sind, ist die
Ausbildung in diesem Bereich für die Verbrauchsteuerverwaltung fakultativ.
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 14. Juli 1995
zur Änderung bestimmter Angaben in der Liste des Anhangs der Verordnung
(EG) Nr. 3206/94 zur Festlegung der Liste für 1995 der Schiffe mit einer Länge
über alles von mehr als 8 m, die in bestimmten Gebieten der Gemeinschaft mit
Baumkurren, deren Gesamtlänge mehr als 9 m beträgt, auf Seezunge fischen

dürfen

(95/280/EG)

Anträge enthalten alle Angaben, die die Anträge gemäß
Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3554/90 rechtfer­
tigen . Die Prüfung dieser Angaben ergab, daß sie der
vorgenannten Bestimmung entsprechen und daß die
Angaben in dieser Liste daher geändert werden
müssen —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3094/86 des Rates
vom 7. Oktober 1986 über technische Maßnahmen zur
Erhaltung der Fischbestände ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1 173/95 (2),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3554/90 der
Kommission vom 10 . Dezember 1990 zur Festlegung der
Vorschriften zur Erstellung der Liste der Schiffe mit einer
Länge über alles von mehr als 8 m, die in bestimmten
Gebieten der Gemeinschaft mit Baumkurren, deren
Gesamtlänge mehr als 9 m beträgt, auf Seezunge fischen
dürfen (3), geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
3407/93 (4), insbesondere auf Artikel 2,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Kommission hat mit Verordnung (EG) Nr. 3206/
94 (5) für 1995 die Liste der Schiffe mit einer Länge über
alles von mehr als 8 m gemäß Artikel 9 Absatz 3
Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr. 3094/86 festge­
legt, die in bestimmten Gebieten der Gemeinschaft mit
Baumkurren , deren Gesamtlänge mehr als 9 m beträgt,
auf Seezunge fischen dürfen .

Die Regierungen der betroffenen Mitgliedstaaten haben
Änderungen an den Angaben dieser Liste beantragt . Diese

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Angaben in der Liste des Anhangs der Verordnung
(EG) Nr. 3206/94 werden durch den Anhang dieser
Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 14. Juli 1995

Für die Kommission

Emma BONINO

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 288 vom 11 . 10 . 1986, S. 1 .
O ABl. Nr. L 118 vom 25. 5 . 1995, S. 15 .
(3) ABl . Nr. L 346 vom 11 . 12. 1990, S. 11 .
(4) ABl . Nr. L 310 vom 14. 12. 1993, S. 19 .
5 ABl . Nr. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 37 .
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ANEXO — BILAG — ANHANG — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ — ANNEX — ANNEXE — ALLEGATO — BIJLAGE — ANEXO —
LIITE — BILAGA

A. Datos que se retiran de la lista — Oplysninger, der skal slettes i listen — Aus der Liste herauszuneh­
mende Angaben — Στοιχεία που διαγράφονται από τον κατάλογο — Information to be deleted from
the list — Renseignements à retirer de la liste — Dati da togliere dall'elenco — Inlichtingen te
schrappen uit de lijst — Informações a retirar da lista — Luettelosta poistettavat tiedot — Uppgifter
som skall tas bort från förteckningen

1 2 3 4 5

ALEMANIA / TYSKLAND / DEUTSCHLAND / ΓΕΡΜΑΝΙΑ / GERMANY / ALLEMAGNE / GERMANIA /
DUITSLAND / ALEMANHA / SAKSA / TYSKLAND

FRI 7 Polarstern DIRH Friedrichshoog 151

NOR 210 Hannes Kröger DCVQ Norddeich 180

SD 4 Kerstin DFCQ Friedrichskoog 147

SD 25 Nordfriesland DJHW Friedrichskoog 153

VAR 7 Falke I DJDW Varel 130

B. Datos que se añaden a la lista — Oplysninger, der skal anføres i listen — In die Liste hinzuzufügende
Angaben — Στοιχεία που προστίθενται στον κατάλογο — Information to be added to the list —
Renseignements à ajouter à la liste — Dati da aggiungere all'elenco — Inlichtingen toe te voegen aan
de lijst — Informações a aditar à lista — Luetteloon lisättävät tiedot — Uppgifter som skall läggas
till i förteckningen

ALEMANIA / TYSKLAND / DEUTSCHLAND / ΓΕΡΜΑΝΙΑ / GERMANY / ALLEMAGNE / GERMANIA /
DUITSLAND / ALEMANHA / SAKSA / TYSKLAND

NEU

SPI

ST

VAR

234

4

9

7

Beluga
Polarstern

Nordfriesland

Falke I

DFCQ
DIRH

DJHW
DJDW

Neuharlingersiel
Spieka
Tönning
Varel

164

151

153

151
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 14. Juli 1995
zur Änderung bestimmter Angaben in der Liste des Anhangs der Verordnung
(EWG) Nr. 55/87 zur Festlegung der Liste der Schiffe mit einer Länge über alles
von mehr als acht Metern, die in bestimmten Küstengebieten der Gemeinschaft

mit Baumkurren fischen dürfen

(95/281 /EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3094/86 des Rates
vom 7. Oktober 1986 über technische Maßnahmen zur
Erhaltung der Fischbestände ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1 173/95 (2),
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 55/87 der
Kommission vom 30 . Dezember 1986 zur Festlegung der
Liste der Schiffe mit einer Länge über alles von mehr als
acht Metern, die in bestimmten Küstengebieten der
Gemeinschaft mit Baumkurren fischen dürfen (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3410/93 (4),
insbesondere auf Artikel 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Regierungen der betroffenen Mitgliedstaaten haben
Änderungen zu den Angaben in der Liste gemäß Artikel
9 Absatz 3 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr.
3094/86 beantragt. Diese Anträge enthalten sämtliche
Angaben , die die Anträge gemäß Artikel 3 der Verord­
nung (EWG) Nr. 55/87 rechtfertigen . Die Prüfung dieser

Angaben hat ergeben, daß sie mit der vorgenannten
Vorschrift übereinstimmen . Daher sind die Angaben in
der Liste des Anhangs der genannten Verordnung zu
ändern —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Angaben in der Liste des Anhangs der Verordnung
(EWG) Nr. 55/87 werden entsprechend dem Anhang
dieser Entscheidung geändert .

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 14. Juli 1995

Für die Kommission

Emma BONINO

Mitglied der Kommission

(>) ABl . Nr. L 288 vom 11 . 10 . 1986, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 118 vom 25. 5. 1995, S. 15 .
O ABl. Nr. L 8 vom 10 . 1 . 1987, S. 1 .
4 ABl . Nr. L 310 vom 14. 12. 1993, S. 27 .
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ANEXO — BILAG — ANHANG — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ — ANNEX — ANNEXE — ALLEGATO — BIJLAGE — ANEXO —
LIITE — BILAGA

A. Datos que se retiran de la lista — Oplysninger, der skal slettes i listen — Aus der Liste
herauszunehmende Angaben — Στοιχεία που διαγράφονται από τον κατάλογο — Information to be
deleted from the list — Renseignements à retirer de la liste — Dati da togliere dall'elenco —
Inlichtingen te schrappen uit de lijst — Informações a retirar da lista — Luettelosta poistettavat
tiedot — Uppgifter som skall tas bort från förteckningen

1 2 3 4 5

ALEMANIA / TYSKLAND / DEUTSCHLAND / ΓΕΡΜΑΝΙΑ / GERMANY / ALLEMAGNE / GERMANIA /
DUITSLAND / ALEMANHA / SAKSA / TYSKLAND

NEU 234 Beluga DFCQ Neuharlingersiel 164

SPI 4 Polarstern DIRH Spieka 151

ST 9 Nordfriesland DJHW Tönning 153

VAR 7 Falke I DJDW Varel 151

B. Datos que se añaden a la lista — Oplysninger, der skal anføres i listen — In die Liste hinzuzufügende
Angaben — Στοιχεία που προστίθενται στον κατάλογο — Information to be added to the list —
Renseignements à ajouter à la liste — Dati da aggiungere all'elenco — Inlichtingen toe te voegen aan
de lijst — Informações a aditar à lista — Luetteloon lisättävät tiedot — Uppgifter som skall läggas
till i förteckningen

1 2 3 4 5

ALEMANIA / TYSKLAND / DEUTSCHLAND / ΓΕΡΜΑΝΙΑ / GERMANY / ALLEMAGNE / GERMANIA /
DUITSLAND / ALEMANHA / SAKSA / TYSKLAND

FRI

SD

SD

VAR

7

4

25

7

Polarstern

Kerstin

Nordfriesland

Falke I

DIRH

DFCQ
DJHW
DJDW

Friedrichskoog
Friedrichskoog
Friedrichskoog
Varel

151

147

153

130
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